
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Pressemitteilung  

Freier Zugang zu Informationen – Voraussetzung für MitWirkung!  
Göttingen soll als erste niedersächsische Stadt eine Informationsfreiheitssatzung erhalten 

Nach zwei Jahren zäher Verhandlungen könnte der Göttinger Stadtrat in seiner Sitzung am 9.9.2011 
einen historischen Beschluss fassen: „Wir fordern Politik und Verwaltung auf, endlich den Weg frei zu 
machen für eine Informationsfreiheitssatzung für Göttingen“, erklärt der Vorsitzende der Ratsfraktion 
Bündnis 90/DIE GRÜNEN, Rolf Becker. Damit wäre Göttingen die erste Kommune Niedersachsens, 
die sich eine solche Satzung gibt. „Es wird Zeit, dass die taktischen Verzögerungsspielchen, die eine 
Beschlussfassung über diese Satzung bislang blockiert haben, ein Ende finden.“ 

Beantragt hatten die GRÜNEN diese Informationsfreiheitssatzung  bereits am 6.11.2009. Fast zwei 
Jahr lang hatte die Verwaltung dieses Anliegen für überflüssig erklärt und einen ersten Entwurf erst 
vorgelegt nachdem die GRÜNEN durch Vorlage eines eigenen Satzungsentwurfs in Vorleistung getre-
ten waren. „Das Recht auf freien Zugang zu Informationen ist eine unverzichtbare Grundvorausset-
zung des Rechts auf Teilhabe“, betont Marie Kollenrott, Fraktionsmitglied im Gleichstellungs- und 
Personalausschuss. Umso mehr bedauert sie die von der Verwaltung vorgenommenen Änderungen 
an dem Entwurf. „Die Verwaltung hat offenbar ein Problem damit, sich von den BürgerInnen in die 
Karten schauen zu lassen. Die GRÜNEN werden daher wichtige Details nachverhandeln und diese 
Satzung in der kommenden Ratsperiode zu einem effektiven Instrument zur Sicherung von Bürger-
rechten weiterentwickeln.“ Wichtig ist, dass BürgerInnen mit Hilfe dieser Satzung selbstbewusst den 
Fuß in die Tür der Verwaltung setzen können. Sie bekommen ein Rechtsmittel in die Hand auf das sie 
sich berufen können, wenn ihnen der Zugang zu wichtigen Informationen nicht ermöglicht wird.“ 

„Die radikale Durchsetzung des Öffentlichkeitsprinzips betrachte ich neben der Haushaltskonsolidie-
rung als wichtigstes Reformprojekt im Göttinger Rathaus“, betont Becker. Deshalb steht dieser Antrag 
Informationsfreiheitssatzung für Göttingen nicht alleine, sondern gehört in eine Reihe ähnlicher Initiati-
ven der GRÜNEN zur Förderung von Transparenz und Teilhabe, die u.a. die Einführung eines Bür-
gerhaushalts und eines öffentlich tagenden Hauptausschusses, die Durchführung von Bürgerbefra-
gungen, die Einrichtung eines Internetportals für Bürgerrechte, die Absenkung des Wahlalters u.v.m. 
zum Ziel hatten. „Wir haben in dieser Ratsperiode zur Stärkung der Bürgerrechte mehr erreicht als wir 
zu hoffen wagten“, so Becker. An diese Erfolge gilt es anzuknüpfen. „Gegen mangelndes Vertrauen 
und politische Apathie hilft nur radikale Transparenz und die konsequente Förderung von Teilhabe.“ 
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Wichtige GRÜNE Initiativen zur Förderung von Bürger beteiligung u Transparenz 

in der Ratsperiode 2006-2011 

 

Antrag „Informationsfreiheitssatzung für Göttingen“  (6.11.2009) 
Bearbeitungsstand: Sofern der Gleichstellungsausschuss am 22.8. und der Rat am 9.9. zustimmt, wird 
Göttingen die erste niedersächsische Kommune, die sich eine Informationsfreiheitssatzung gibt. 

Antrag „Bürger- und Beteiligungsrechte transparent im Internet“  (22.8.2011) 
Bearbeitungsstand: Wird am 22.8. erstmals im Gleichstellungsausschuss beraten. 

Antrag „Satzung zur Durchführung einer Bürgerbefrag ung nach §22 d NGO“  (5.2.2011) 
Bearbeitungsstand: Der Antrag wurde vom Haushaltsbündnis von SPD und GRÜNEN eingebracht 
und beschlossen und führte zur ersten Bürgerbefragung in der Geschichte Göttingens, die im Sommer 
2010 durchgeführt wurde – mit bekanntem Ergebnis. Die erfolgreiche Durchführung dieser Befragung 
hat gezeigt, dass dieses Instrument der direkten Demokratie bei strittigen Entscheidungen auch zu-
künftig als politisches Mittel der Entscheidungsfindung eingesetzt werden kann. 

Antrag „Endlich Bürgerhaushalt einführen“  (6.3.2009) 
Bearbeitungsstand: Im Haushalt 2011 wurde erstmals verankert, dass die Verwaltung in den kom-
menden Jahren einen Entwurf für eine Satzung erarbeiten soll, die – sofern sie vom Rat beschlossen 
wird – die Einführung eines Bürgerhaushaltes erstmals zum Jahr 2015 ermöglicht. 

Antrag „Einrichtung eines Hauptausschusses“  (1.11.2004) 
Bearbeitungsstand: Dieser alte aber wichtige Antrag wird zur kommenden Ratsperiode auf Drängen 
unserer Fraktion voraussichtlich – unter anderem Namen – erstmals eingerichtet. 
 
 
Weitere Initiativen zur Förderung der Transparenz politischer Entscheidungsprozesse und des alltägli-
chen Verwaltungshandelns sowie von Teilhabe und lokaler Demokratie finden Sie in unserer MindMap 
auf der Homepage der Stadtratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN. 


